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Chance vertan? Deutschland und der
ständige Sitz im VN-Sicherheitsrat

Imken Heitmann-Kroning

Die Bundesrepublik Deutschland strebt
mittlerweile seit fast zwanzig Jahren
nach einem ständigen Sitz im mächtigs-
ten VN-Gremium für sicherheitspoliti-
sche Fragen – dem Sicherheitsrat. Seit
dem 1. Januar 2011 ist die BRD bereits
zum fünften Mal für zwei Jahre als
nicht-ständiges Mitglied dieses Sicher-
heitsrates gewählt worden. Gleich zu
Beginn der Amtszeit im Frühjahr 2011
entwickelte sich im Kontext der Frei-
heitsbewegung in den nordafrikanischen
Staaten die Libyen-Krise. Der Sicher-
heitsrat befasste sich mit diesem Kon-
flikt und verabschiedete eine Resolu-
tion, die militärische Zwangsmaßnah-
men zur Durchsetzung einer Flugver-
botszone gegen das Regime des liby-
schen Machthabers Muammar al-Gad-
dafi beinhaltete. Auf Grund seiner der-
zeitigen nicht-ständigen Mitgliedschaft
nahm auch Deutschland an dieser Ab-
stimmung teil. Es enthielt sich jedoch
der Stimme, anstatt gemeinsam mit sei-
nen traditionellen Verbündeten (den
USA, Frankreich und Großbritannien)
eine Intervention in Libyen zu unter-
stützen. Diese Enthaltung der schwarz-
gelben Koalition unter Außenminister
Guido Westerwelle und Bundeskanzle-
rin Angela Merkel war in der BRD
höchst umstritten. Der ehemalige Ver-
teidigungsminister Volker Rühe konsta-

tierte einen schweren „Fehler von histo-
rischer Dimension“ (Rühe 2011), in ei-
nem Kommentar der Süddeutschen
Zeitung wurde das Verhalten als ein
„Tiefpunkt deutscher Staatskunst“ (Kor-
nelius 2011) bezeichnet und General
a.D. Klaus Naumann stellte fest, dass
die BRD ihre erste Bewährungsprobe
als nicht-ständiges Mitglied des Sicher-
heitsrates nicht bestanden habe (vgl.
Naumann 2011). Der ehemalige Au-
ßenminister Joschka Fischer brachte
auch die Konsequenzen für einen stän-
digen Sitz im Sicherheitsrat in die De-
batte ein, er erklärte „der Anspruch der
Bundesrepublik auf einen ständigen
Sitz im Sicherheitsrat wurde soeben
endgültig in die Tonne getreten“ (Fi-
scher 2011).

Aber wie sieht das Bemühen
Deutschlands um diesen ständigen Sitz
derzeit aus? Und wie wirkt sich die Li-
byen-Enthaltung auf die deutschen
Chancen tatsächlich aus? Diesen Fra-
gen soll im folgenden Beitrag nachge-
gangen werden, indem zunächst ein
kurzer Überblick über die Aufgabe und
Funktionsweise des VN-Sicherheitsra-
tes gegeben wird und daraufhin sowohl
das Streben Deutschlands nach einem
ständigen Sitz als auch die Libyen-
Krise und ihre Konsequenzen analysiert
werden. Zum Abschluss wird ein kurzer
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Ausblick für die zukünftige Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat gegeben werden.

Der VN-Sicherheitsrat: Aufbau
und Funktionsweise

Im VN-Sicherheitsrat gibt es insgesamt
fünfzehn Sitze, die alle von Mitgliedern
der Vereinten Nationen besetzt werden.
Zehn dieser Sitze werden durch Wahl
der Generalversammlung mit einer
Zweidrittelmehrheit für einen befriste-
ten Zeitraum von zwei Jahren vergeben,
eine Wiederwahl ist ausgeschlossen.
Die Sitze werden nach einem Regional-
schlüssel aufgeteilt, bei dem drei Sitze
an Länder aus der afrikanischen Grup-
pe, je zwei an die der asiatischen und
lateinamerikanischen Gruppe, einer an
die osteuropäischen Staaten sowie zwei
an die Gruppe Westeuropäische und
Andere Staaten (WEOG) gehen. Da je-
des Jahr fünf Mitglieder neu gewählt
werden, ändert sich die Zusammenset-
zung des Sicherheitsrates jährlich. Ne-
ben diesen nicht-ständigen Mitgliedern
gibt es noch fünf ständige Sitze im Si-
cherheitsrat, die von den USA, Groß-
britannien, Frankreich, Russland und
China besetzt werden. Diese Konstella-
tion wurde nach dem Ende des 2. Welt-
krieges in Art. 23 VN-Charta festgelegt
und ist bis heute gültig, mit Ausnahme
der Nachfolgerschaft von Russland und
der Volksrepublik China, welche die
Sitze der ehemaligen UdSSR und der
Republik China/Taiwan übernahmen.
Diese ständigen Mitglieder werden
auch Permanent Five (P5) genannt, sie
besitzen besondere Stimmrechte und
sind außerdem dadurch privilegiert,
dass sie auf Grund ihrer jahrzehntelan-
gen Mitgliedschaft über eine Art „in-
stitutionelles Gedächtnis“ verfügen.
Nach der VN-Charta können alle Be-
schlüsse, bei denen es sich nicht um
Verfahrensfragen handelt, nach Art. 27,
Abs. 3 nur durch die Zustimmung aller
ständigen Mitglieder zustande kommen.
Hierdurch wird den P5 ein Veto-Recht

bei der Abstimmung über Sicherheits-
ratsresolutionen eingeräumt, eine Stimm-
enthaltung zählt hingegen nicht als Veto.
Darüber hinaus müssen neun der fünf-
zehn Sicherheitsrats-Mitglieder für eine
Resolution stimmen, damit diese zu-
stande kommt. Die Veto-Macht der P5
führte in Zeiten des Ost-West-Kon-
fliktes zu einer Blockade des Sicher-
heitsrates. In den vergangenen zwanzig
Jahren hat sich diese Situation jedoch
positiv entwickelt und der Sicherheits-
rat wurde wieder handlungsfähiger. Zur
Hauptaufgabe des Sicherheitsrates ge-
hört nach Art. 24 die Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit, wofür ihm ein breites Instru-
mentarium zur Verfügung steht. So
kann er z.B. aktuelle Krisensituationen
und Konflikte untersuchen und Emp-
fehlungen zur friedlicher Beilegung der
Streitigkeiten aussprechen (Kap. VI
VN-Charta).  Er kann aber auch nach
Kap. VII handeln und Zwangsmaßnah-
men, etwa Sanktionen anordnen, hierfür
muss er nach Art. 39 eine Bedrohung
oder einen Bruch des Friedens feststel-
len. In Art. 42 ist außerdem die Manda-
tierung von Maßnahmen militärischer
Art vorgesehen. Auf diese Ermächti-
gungsgrundlage bezieht sich auch die
Resolution 1973 zum Libyen-Konflikt,
denn die militärische Durchsetzung ei-
ner Flugverbotszone bedarf einer Aus-
nahmegenehmigung vom allgemeinen
Gewaltverbot nach Art. 2, Abs. 4 der
VN-Charta, die nur der VN-Sicherheits-
rat erteilen kann. Seine besondere Rolle
erhält der Sicherheitsrat außerdem da-
durch, dass alle Mitglieder der VN nach
Art. 25 seinen Anweisungen folge leis-
ten müssen. Außerdem bedarf es zur
Aufnahme neuer Mitglieder sowie der
Wahl der Richter des Internationalen
Gerichtshofs und des VN-Generalsekre-
tärs seiner Zustimmung.
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Das Streben Deutschlands nach
einem ständigen Sitz im
Sicherheitsrat

Die Geschichte der BRD in ihren Be-
ziehungen zu den Vereinten Nationen
hat seit ihrer Gründung eine äußerst
dynamische Entwicklung erfahren.
Nach dem 2. Weltkrieg noch als Feind-
staat behandelt (siehe Art. 53 und 107
VN-Charta), wurde die BRD im Jahr
1973 offizielles Mitglied der Vereinten
Nationen. Auf Grund der deutschen
Teilung kam es siebzehn Jahre lang zu
einer Doppelmitgliedschaft von BRD
und DDR, beide Staaten wurden jedoch
auch in dieser Zeit schon als nicht-
ständige Mitglieder in den VN-Sicher-
heitsrat gewählt (die BRD 1977/87,
1987/88; die DDR 1980/ 81). Die Wie-
dervereinigung beendete diese Doppel-
mitgliedschaft und das geeinte Deutsch-
land sah sich zu größerer globaler Ver-
antwortungsübernahme verpflichtet.
Dem entsprach auch der Wunsch nach
einem ständigen Sitz im Sicherheitsrat,
der seit Anfang der 90er Jahre von allen
Bundesregierungen, wenn auch mit un-
terschiedlicher Intensität, verfolgt wur-
de. Die Gründe für einen deutschen Sitz
liegen zum einen in dem intensiven
VN-Engagement der BRD, die nach
den USA und Japan drittgrößter Bei-
tragszahler und einer der größten Trup-
pensteller VN-mandatierter Missionen
ist. Zum anderen zählt Deutschland das
Prinzip des Multilateralismus und die
Stärkung internationaler Institutionen,
wie die Vereinten Nationen, zu den
Grundlagen seiner außenpolitischen
Leitlinien. Daneben steht selbstver-
ständlich der Wunsch, stärkeren Ein-
fluss auf die Entscheidungen in diesem
machtvollen Gremium nehmen zu kön-
nen und an der Formulierung, etwa von
Mandatstexten, beteiligt zu sein. Aller-
dings bestanden die deutschen Chancen
auf eine ständige Mitgliedschaft immer
nur im Zuge einer umfassenden Reform
des Sicherheitsrates. Nur so würde sich

die Möglichkeit eröffnen, dass weitere
Staaten ständige Sitze bekommen könn-
ten. Hierfür gab es zahlreiche Vor-
schläge von den Mitgliedsstaaten und
den VN mit unterschiedlichem Umfang
und geographischer Verteilung der zu-
sätzlichen Sitze sowie verschiedene
Modelle hinsichtlich des Umgangs mit
dem Veto-Recht ständiger Mitglieder.
Kernpunkt der Reformvorschläge war
aber stets eine Erweiterung des Sicher-
heitsrates zugunsten einer gerechteren
geographischen Verteilung der Sitze
und eine Erneuerung der überholten
Nachkriegsordnung. Eine solche Ände-
rung der VN-Charta müsste allerdings
die hohen Hürden des in Art. 108 vor-
gegeben Verfahrens überwinden. Trotz-
dem ist die Reform des Sicherheitsrates
für seine Legitimität essentiell.

Das erste Mal formulierte der da-
malige Außenminister Klaus Kinkel die
deutschen Ambitionen im Jahr 1992 vor
der Generalversammlung, als er erklär-
te: „Wenn aber Änderungen der jetzi-
gen Zusammensetzung des Rates kon-
kret ins Auge gefasst werden, werden
auch wir unseren Wunsch nach einem
ständigen Sitz vorbringen“ (Kinkel
1992). In diesen Zeitraum zu Beginn
der 90er Jahre fallen auch mehrere VN-
Initiativen zur Sicherheitsratsreform, so
wurden etwa Stellungnahmen zu Re-
formvorschlägen aller Mitgliedsstaaten
eingeholt und eine ständige Arbeits-
gruppe eingerichtet. Außerdem erhielt
Deutschland 1995/1996 für eine weitere
Periode die nicht-ständige Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat, die als ein
Schaulaufen für die Kandidatur um ei-
nen ständigen Sitz verstanden wurde.
Dass man diesen damals nicht erlangte,
lag unter anderem auch an den Diffe-
renzen zwischen Außenministerium
und Kanzleramt – Bundeskanzler Hel-
mut Kohl stand dem Vorhaben skep-
tisch gegenüber, da er den Prozess eu-
ropäischer Integration durch ein natio-
nales deutsches Streben gefährdet sah.
In diesen Kontext der europäischen In-
tegration fallen auch die Bemühungen
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um einen EU-Sitz im Sicherheitsrat,
dessen Gefährdung oft als Argument
gegen ein deutsches Streben um einen
eigenen Sitz angeführt wird. Allerdings
stehen einem solchen EU-Sitz sehr ho-
he Hürden entgegen – die Probleme Eu-
ropas außenpolitisch mit einer Stimme
zu sprechen, Art. 4 der VN-Charta, der
eine VN-Mitgliedschaft nur für Staaten
vorsieht sowie die Abneigung Frank-
reich und Großbritanniens dagegen, ih-
re ständigen Sitze zugunsten eines EU-
Sitzes aufzugeben – welche ein solches
Vorhaben unwahrscheinlich machen.

In den Jahren 2003/2004 war
Deutschland dann in der rot-grünen Re-
gierungszeit wieder nicht-ständiges
Mitglied im Sicherheitsrat. Diese er-
neute Chance sich für einen ständigen
Sitz zu bewerben wurde jedoch über-
schattet vom Irak-Konflikt und den da-
mit verbundenen transatlantischen Zer-
würfnissen. Im Sommer 2005 öffnete
sich schließlich ein einzigartiges win-
dow of opportunity, als die Reformdy-
namik zum sechzigjährigen Bestehen
der Vereinten Nationen ihren Höhe-
punkt erreichte. Die BRD hatte sich mit
drei weiteren potentiellen Anwärtern
auf eine ständige Mitgliedschaft – Bra-
silien, Indien und Japan – zu der
„Gruppe der Vier“ (G4) zusammenge-
schlossen und einen Reformvorschlag
eingebracht. Trotz dieser konzertierten
Aktion scheiterte die Sicherheitsratsre-
form und der damit verbundene deut-
sche Sitz erneut. Gründe hierfür waren
u.a. die fehlende Unterstützung der
USA, die durch eine Erweiterung des
Sicherheitsrates seine Handlungsfähig-
keit in Gefahr sahen und auf Grund des
deutschen Verhaltens in der Irak-Krise
Vorbehalte gegen einen deutschen Sitz
hegten. Des weiteren initiierte Italien,
ein langjähriger Gegner des deutschen
Sitzes, zusammen mit Spanien, Pakistan
und Mexiko in der Gruppe „United for
Consensus“ Widerstand in der Gene-
ralversammlung gegen die Reform der
G4. Nicht zuletzt scheiterte das Re-
formvorhaben aber auch an der Strate-

gie der afrikanischen Staaten, die sich
nicht hinter den G4-Vorschlag stellten,
sondern ein eigenes Modell mit Veto-
Recht für die neuen ständigen Sitze
einbrachten, das keine Aussicht auf Er-
folg hatte. Nachdem diese besondere
Chance auf eine Erweiterung des Si-
cherheitsrates verstrichen war, bemüh-
ten die Bundesregierungen unter Kanz-
lerin Merkel sich zwar weiterhin um ei-
nen ständigen deutschen Sitz, allerdings
etwas leiser und zurückhaltender.

Die deutsche Enthaltung zur
Libyen-Resolution

Unter Außenminister Guido Wester-
welle wurde jedoch intensiv für eine
weitere zweijährige Phase der nicht-
ständigen Mitgliedschaft im Sicher-
heitsrat geworben. Diese Bemühungen
waren letztlich mit Erfolg gekrönt und
die BRD wurde mit einem Votum von
128 Stimmen von der Generalversamm-
lung für die Jahre 2011/2012 erneut in
den Sicherheitsrat gewählt. Deutschland
erreichte in der Kampfabstimmung ge-
gen die beiden anderen Kandidaten der
WEOG-Gruppe, Kanada und Portugal,
bereits im ersten Wahlgang eine Stim-
me mehr als die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit von 127 Stimmen. Auch
in den Jahren 2011/2012 ergibt sich da-
her erneut die Chance eines Schaulau-
fens für Deutschland, dieses Mal aller-
dings in besonderer Konstellation.
Denn neben der BRD sind in diesem
Zeitraum mit Brasilien (2010/2011),
Indien (2011/2012) und Südafrika
(2011/2012) drei starke Regional-
mächte und Anwärter auf ständige Sitze
im Sicherheitsrat vertreten.

Im Frühjahr 2011 kam es dann zu
einem ersten Testfall für die deutsche
Mitgliedschaft, als die Situation im
nordafrikanischen Libyen eskalierte
und der Sicherheitsrat sich in seiner
Verantwortung für den Weltfrieden mit
dem Konflikt befasste. Nach dem Er-
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folg der Freiheitsbewegungen in den
Nachbarländern Tunesien und Ägyp-
ten, die den Sturz des herrschenden
Regimes erzwangen, waren auch die
Menschen in Libyen im Februar 2011
auf die Straße gegangen, um den Rück-
tritt Gaddafis zu fordern. Die zunächst
friedlichen Proteste eskalierten jedoch
so weit, dass sich ein Bürgerkrieg zwi-
schen den Aufständischen und den Re-
gierungstruppen entwickelte. Es kam
zu zahlreichen Toten und Verletzten
und dem Gaddafi-Regime wurde vor-
geworfen, brutal gegen die libysche
Zivilbevölkerung vorzugehen. Der Si-
cherheitsrat befasste sich bereits im Fe-
bruar mit der Situation und verabschie-
dete am 26. Februar die Resolution 1970
(vgl. Vereinte Nationen 2011a), in der er
nach Kap. VII, Art. 41 VN-Charta han-
delnd Sanktionen in Form eines Waffen-
embargos, der Einfrierung von Aus-
landsvermögen sowie Reisebeschrän-
kungen für Regierungsmitglieder ver-
hängte. Darüber hinaus zog er in Erwä-
gung, dass die Angriffe gegen die liby-
sche Zivilbevölkerung Verbrechen gegen
die Menschlichkeit darstellten. Der Si-
cherheitsrat überwies die Situation daher
an den Internationalen Strafgerichtshof
in Den Haag. Dessen Chefankläger
nahm Ermittlungen auf und Ende Juni
wurden drei Haftbefehle gegen Gaddafi,
einen seiner Söhne und den libyschen
Geheimdienstchef erlassen. Als sich in
Folge der Sanktionen die Situation in Li-
byen jedoch nicht beruhigte, sondern die
Rebellen immer stärker von Gaddafis
Truppen in den Osten des Landes zurück
gedrängt wurden, kamen zunehmend
Forderungen nach einem militärischen
Eingreifen auf. Insbesondere Frankreich
und Großbritannien setzten sich an die
Spitze der Befürworter einer Flugver-
botszone, welche die Zivilbevölkerung
schützen und den Vormarsch der Regie-
rungstruppen auf die Rebellenhochburg
Bengasi verhindern sollte. Da die Durch-
setzung einer solchen Flugverbotszone
jedoch eine militärische Intervention in
das Hoheitsgebiet eines fremden Staates

darstellt, bedurfte es nach den einschlä-
gigen Bestimmungen der VN-Charta der
Zustimmung des Sicherheitsrates. Diese
schien lange Zeit unsicher, da China und
Russland Vorbehalte gegen eine Inter-
vention hegten und auch die USA einem
militärischen Eingreifen zunächst skep-
tisch gegenüberstanden. Am 17. März
kam es dann jedoch unter dem Druck der
Ereignisse in Libyen, wo Gaddafis Trup-
pen kurz vor Bengasi standen, zu einer
Abstimmung im Sicherheitsrat über die
Resolution 1973 (vgl. Vereinte Nationen
2011b), bei der diese mit zehn Stimmen
und fünf Enthaltungen angenommen
wurde. Die Resolution beinhaltete die
Errichtung einer Flugverbotszone zum
Schutz der Zivilbevölkerung, für die den
durchführenden Staaten laut Mandatstext
„all necessary measures“ zur Verfügung
stehen, was bedeutet, dass sie diese mit
militärischen Mitteln durchsetzen dürfen.
Der Einsatz von Besatzungstruppen wird
in der Resolution jedoch ausdrücklich
nicht zugelassen und auch ein Regime-
wechsel wird nicht gefordert. Ziel der
Maßnahmen soll allein der Schutz von
Zivilisten und ein Ende der Gewalt-
handlungen sein. Von den P5 stimmten
Frankreich, Großbritannien und die USA
für die Resolution, China und Russland
enthielten sich. Damit verzichteten letz-
tere auf ihr Veto-Recht und machten
durch eine Enthaltung den Weg für die
Resolution frei. Von den nicht-ständigen
Mitgliedern enthielten sich Brasilien, In-
dien und, zur Überraschung vieler, auch
Deutschland der Stimme. Außenminister
Westerwelle vertrat in Abstimmung mit
Kanzlerin Merkel die Position, dass die
deutsche Bundeswehr sich an einem Mi-
litäreinsatz in Libyen nicht beteiligen
wolle und die BRD sich daher im Sicher-
heitsrat der Stimme enthielt. Trotzdem,
so wurde es von Merkel formuliert, un-
terstütze man die Ziele der Resolution,
die deutsche Enthaltung würde keiner
Neutralität gleich kommen (vgl. Merkel
2011). Begründet wurde die Ablehnung
einer militärischen Beteiligung vornehm-
lich mit den Gefahren eines solchen Ein-
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satzes, der Eskalationsgefahr sowie der
Problematik, als externe Partei in einen
Bürgerkrieg gezogen zu werden. Aller-
dings, so sind sich viele Kommentatoren
einig, haben auch die kurz bevorstehen-
den Landtagswahlen in Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz eine nicht zu
unterschätzende Rolle bei der Entschei-
dung zur Stimmenthaltung im Sicher-
heitsrat gespielt. Eine Entscheidung für
einen Bundeswehreinsatz in Libyen hätte
in der, besonders vom Afghanistan-Ein-
satz verunsicherten und skeptischen
deutschen Bevölkerung wenig Unterstüt-
zung erfahren.

Die deutsche Kritik am Einsatz hin-
sichtlich dessen Gefahren und Unsicher-
heiten wurde von vielen Beobachtern
geteilt. Selbst Befürworter des Einsatzes
räumten ein, dass dieser mit Risiken ver-
bunden und nicht zweifelsfrei erfolgver-
sprechend sei. Was aber von vielen Sei-
ten an dem deutschen Verhalten im Si-
cherheitsrat kritisiert wurde war, dass
Deutschland nicht gemeinsam mit den
USA, Großbritannien und Frankreich ge-
stimmt hatte. Damit hatte sich die Bun-
desregierung von ihren wichtigsten Ver-
bündeten isoliert und sich als unzuver-
lässiger Partner gezeigt. Traditionelle
Grundlinien deutscher Außenpolitik, wie
die Westbindung und europäische Ein-
heit wurden verlassen, als man gegen
den transatlantischen Partner und die an-
deren drei EU-Staaten im Sicherheitsrat
abstimmte. Die traditionelle „sowohl-als-
auch“-Außenpolitik, welche jahrzehnte-
lang bestrebt war, gute Beziehungen so-
wohl zu Frankreich als auch den USA zu
unterhalten, wurde aufgegeben, als
Deutschland gleich beiden Partnern bei
der Abstimmung die Unterstützung ver-
sagte. Auch eine weitere Grundkonstante
deutscher Außenpolitik, das Prinzip des
Multilateralismus, wurde beschädigt, als
man die Vereinten Nationen als Instituti-
on nicht stärkte und dem VN-Sicher-
heitsrat in der Wahrnehmung seiner Ver-
antwortung für den Weltfrieden nicht
unterstützte. Neben dem Aspekt der
mangelnden Solidarität mit ihren Ver-

bündeten wurde vielfach kritisiert, dass
das deutsche Verhalten nicht der tradi-
tionell werteorientierten deutschen Au-
ßenpolitik entspricht. Das von der BRD
geförderte Konzept der Schutzverant-
wortung der internationalen Gemein-
schaft bei Menschenrechtsverbrechen
(„Responsibility to Protect“) habe damit
an Glaubwürdigkeit verloren. Es bestand
die Möglichkeit, im Sicherheitsrat für die
Resolution zu stimmen und damit eine
völkerrechtliche Grundlage für die Inter-
vention zu schaffen, sich aber trotzdem
bei der Truppenbereitstellung zurück-
halten zu können. Eine Verknüpfung, gar
ein Automatismus, von Stimmabgabe
und militärischen Zusagen liegt nicht
vor.

Hinsichtlich der deutschen Bemü-
hungen um einen ständigen Sitz im VN-
Sicherheitsrat kann konstatiert werden,
dass diese durch die Libyen-Enthaltung
erheblich erschwert worden sind. Die
fehlende Unterstützung für die Resoluti-
on der westlichen Bündnispartner im Si-
cherheitsrat wird sich nicht positiv auf
deren Unterstützung einer deutschen
Kandidatur auswirken. Angesichts der
Diskrepanz zwischen deutscher Rhetorik
in Bezug auf den Schutz der Menschen-
rechte und der damit verbundenen Über-
nahme globaler Verantwortung sowie
dem tatsächlichen Handeln im Sicher-
heitsrat in der Libyen-Krise können VN-
Mitglieder an der Glaubwürdigkeit
Deutschlands zweifeln lassen.

Ausblick: Die weitere
Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat

Trotz der diplomatischen Verstimmun-
gen auf Grund des deutschen Verhal-
tens im Sicherheitsrat ist die Chance auf
einen ständigen Sitz nicht, wie Fischer
erklärte, „in die Tonne getreten“ wor-
den. Die Libyen-Enthaltung fiel in eine
Zeit, in der sowohl die Bemühungen
Deutschlands um einen ständigen Sitz
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als auch die Reformanstrengungen sei-
tens der Vereinten Nationen eher ver-
halten ausfielen. Es bleibt also weiter-
hin Zeit, die restlichen eineinhalb Jahre
als nicht-ständiges Mitglied zu nutzen,
um die beschädigten Beziehungen zu
den westlichen Verbündeten zu verbes-
sern und auf anderen Gebieten die deut-
sche Bündnissolidarität sowie Bereit-
schaft zur Übernahme militärischer
Verantwortung zu zeigen. Aber auch
bei der Arbeit im Sicherheitsrat, etwa
als Vorsitzender des Taliban-Sanktions-
ausschusses oder in der Forcierung von
Querschnittsthemen, wie dem Einsatz
von Kindern in bewaffneten Konflikten,
kann die BRD versuchen, sich zu profi-
lieren.

Die ersten Monate des Schaulau-
fens verdeutlichen aber auch die Her-
ausforderungen für Deutschland, sich
als Mitglied des Sicherheitsrates zu
weltweiten Krisen positionieren zu
müssen und sich nicht mehr in Zurück-
haltung üben zu können. Daher sollte
die Bundesregierung die Zeit nutzen
sich zu vergewissern, ob ein ständiger
Sitz mit den damit einhergehenden
Pflichten und Kosten wirklich im deut-
schen Interesse liegt und das Land in
der Lage ist, dieser Verantwortung ge-
recht zu werden. Hierfür sind sowohl
der politische Wille als auch die zur
Verfügung stehenden personellen und
materiellen Ressourcen sowie der in-
nenpolitische Rückhalt in Deutschland
von Bedeutung. Eine grundlegende si-
cherheitspolitische Debatte in Deutsch-
land, wie zukünftig mit der Frage von
militärischen Einsätzen im Ausland um-
gegangen werden soll, ist unerlässlich.
Die nächste Chance auf eine Reform
des Sicherheitsrates, und damit für ei-
nen ständigen Sitz Deutschlands, wird
sich vermutlich noch auf Jahre hinzie-
hen. Bis dahin sollte sich Deutschland
für diese Aufgabe rüsten und vorberei-

ten, um die Gelegenheit dann entschlos-
sen ergreifen zu können.
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